Deutsdier Bundestag 
2.'Wahlperiodc 
1953 


Drudtsadie 1191 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 11. Februar 1955 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Bundestagsabgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
136. Sitzung am 11. Februar 1955 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestage am 28, Januar 1955 verabschiedeten 

Gesetzes über das Verwaltungs verfahren 
der Kriegsopferversorgung 
- Drucksachen 68, ^ zu 68, 1128 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den sich aus der Anlage ergebenden 
Gründen einberufen wird. 


gez. Altmeier 


Bonn, den 11. Februar 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 28. Januar 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Altmeier 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



BUNDESRAT 


Betr.: Gesetz über das Verwaltungs verfahren 
der Kriegsopferversorgung 


Gründe 

für die Anrufung des Vermittlungsausschusses: 

1. Grundsatzfragen 

1. § 2 letzter Satz 
ist zu streichen. 

Begründung 

Diese Bestimmung, welche die Bindung 
von Entscheidungen der Landesbehörden 
über Versorgungsangelegenheiten „von 
rundsätzlicher Bedeutung oder von er- 
eblicher finanzieller Auswirkung für den 
Bund“ an die Zustimmung des Bundes- 
ministers für Arbeit vorsieht, steht in Wi- 
derspruch zu Art. 30 und 83 GG, wonach 
Bundesgesetze grundsätzlich von den Län- 
dern als eigene Angelegenheit ausgeführt 
werden. Für die Bindung von Entscheidun- 
gen der Landesbehörden an die Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit ist 
kein Raum; sie würde eine unzulässige 
Mischverwaltung beinhalten. 

2. § 47 

ist zu streichen. 

Begründung 

In dem Entwurf des Finanzanpassungsge- 
setzes^ ist eine allgemeine Regelung des 
Weisungsrechts vorgesehen. Dieser allge- 
meinen Regelung sollte nicht durch Son- 
dervorschriften vorgegriffen werden. 

Da das Bundesversorgungsgesetz von den 
Ländern gemäß Art. 83 GG als eigene An- 
gelegenheit ausgeführt wird, könnte ein 
Weisungsrecht nur für die Bundesregierung 
als solche und nur unter den Vorausset- 
zungen des Art. 84 Abs. 5 GG vorgesehen 
werden. Danach ist nur eine Regelung 
möglich, die für besondere Fälle Einzel- 


weisungen vorsieht. Diesen Erfordernissen 
des Art. 84 Abs. 5 GG entspricht § 47 
Abs. 2 nicht. 

Die Abs. 1 und 3 des § 47 sind bereits 
anderweitig ausreichend geregelt und somit 
entbehrlich. 


11. Einzelfragen 

1. In § 3 Abs. 1, 2 und 5, § 4 und § 28 Abs. 3 
sind die Worte „nicht nur vorübergehen- 
den Aufenthalt“ durch die Worte „ge- 
wöhnlichen Aufenthalt'* zu ersetzen. 

Begründung 

„Gewöhnlicher Aufenthalt“ entspricht 
dem üblichen Sprachgebrauch; vgl. § 606 
ZPO, § 29 EGBGB. 

2. § 11 Abs. 2 

ist zu streichen. 

Begründung 

Die nunmehr zweijährige Praxis des Ge- 
schäftsverkehrs zwischen den Ländern und 
dem Bund hat eindeutig erwiesen, daß eine 
Beteiligung des Bundes im Verwaltungs- 
verfahren in Sonderfällen hinreichend 
sichergestellt ist. Aus welchen Gründen 
darüber hinaus die Zuziehung des Bundes 
in Fällen eines berechtigten Interesses einer 
gesetzlichen Regelung bedarf, ist nicht er- 
sichtlich. Auch die Begründung zum Ent- 
wurf gibt hierüber keinerlei Klarstellung. 

3. § 23 

ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist überflüssig. Die Folgen 
der Nichterteilung einer Rechtsmittelbeleh- 
rung ergeben sich bereits aus dem Sozial- 
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geriditsgesetz. Die Bestimmung des § 23 
birgt die Gefahr in sich, daß Bescheide über 
Rechtsansprüche ohne Rechtsmittelbeleh- 
rung als nichtig angesehen werden, da sie 
den zulässigen Rechtsbehelf angeben 
„müssen“, 

4. In § 31 Abs. 2 Satz 2 

ist das Wort „Bundesversorgungstarif“ 
durch die Worte „ärztlichen Bundestarif 
für das Versorgungswesen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es handelt sich um die amtliche Bezeich- 
nung (vgl. Bundesversorgungsblatt 1951 

S. 360). 

5. § 42 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 3 
sind zu streichen. 

Begründung 

Die Beibehaltung der Nr. 10 würde prak- 
tisch zu einer „reformatio in pejus“ wer- 
den. Der Erlaß eines neuen Bescheides zu- 
gunsten des Berechtigten kann nach § 40 
des Entwurfs jederzeit erfolgen. Deshalb 
würden für den Wirkungsbereich der 
Ziff. 10 nur diejenigen Fälle bleiben, in 
denen das Bundessozialgericht eine Ent- 
scheidung gefällt hat, die sich zuungunsten 
des Versorgungsberechtigten auswirkt. Es 
kommt hinzu, daß die Wiederaufhebung 
von bereits rechtskräftig gewordenen Ent- 
scheidungen auf Grund einer späteren 
oberstgerichtlichen Entscheidung rechtlichen 
Bedenken begegnet. 

Die Streichung des Abs. 3 ergibt sich aus 
der Streichung der Nr. 10. 


6. § 45 Abs. 2 

ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Wer unbefugt offenbart, was ihm 
durch seine dienstliche Tätigkeit bei der 
Verwaltungsbehörde über die gesundheit- 
lichen, die wirtschaftlichen oder die Fami- 
lienverhältnisse eines Beteiligten, in Hinter- 
bliebenenangelegenheiten auch des Verstor- 
benen bekannt geworden ist, wird, soweit 
nicht nach den allgemeinen Strafgesetzen 
eine härtere Strafe verwirkt ist, mit Ge- 
fängnis bis zu drei Monaten oder mit Geld- 
strafe bestraft. Die Verfolgung tritt nur 
auf Antrag des Versorgungsberechtigten 
oder der Dienstaufsichtsbehörde ein.“ 

Begründung 

a) Es wird mit der vorgeschlagenen Fas- 
sung klargestellt, daß nicht jede Ver- 
letzung der Verschwiegenheitspflicht 
bestraft wird, sondern nur die unbe- 
fugte Offenbarung dessen, was der Be- 
hörde über die gesundheitlichen, die 
wirtschaftlichen oder die Familienver- 
hältnisse der Beteiligten bekanntgewor- 
den ist. 

b) Der Kreis der Antragsberechtigten wird 
fest umgrenzt, aber auch genügend weit 
gezogen. Wenn neben den Versor- 
gungsberechtigten auch andere Per- 
sonen ein berechtigtes Interesse an der 
Strafverfolgung haben, so kann es von 
der Dienstaufsichtsbehörde wahrge- 
nommen werden. 

Die vorgeschlagene Fassung lehnt sich 
an die ähnlichen und bewährten Vor- 
schriften der §§ 2 und 150 des Reichs- 
gesetzes über das Verfahren in Versor- 
gungssachen I. d. F. vom 2. November 
1934 (RGBl. I S. 1113) an. 
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